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04.07.2016 Rat der Stadt B

Beratungsgegenstand

Änderungsantrag der Koalition zur Vorlage "Medienentwicklungsplan der Stadt Oberhausen" 
B/16/1788-01

Beschlussvorschlag

1. Der Rat der Stadt beschließt nimmt den Entwurf des Medienentwicklungsplans gemäß 
Anlage 0 zur Kenntnis.

2. Der Rat der Stadt beauftragt die Verwaltung, den im Medienentwicklungsplan beschriebenen 
Netzausbau zu prüfen, die Kosten für einen schnellen Internetanschluss aller Schulen zu 
ermitteln und anschließend eine Beschlussvorlage für den Rat der Stadt bis zum Ende des 
Jahres zu fertigen.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, weiterhin gemeinsam mit den Schulen Eckpunkte für 
ein pädagogisches IT-Grundkonzept für alle Schulformen bis zum Ende des Jahres zu 
entwickeln. Ziele des Grundkonzeptes sollen sowohl der stufenweise Ausbau einer 
schulinternen WLAN-Infrastruktur als auch die Festlegung eines technischen Standards 
für den mobilen Hardware-Einsatz sein.

4. Grundlage für eine zielgerichtete Finanzierungsplanung für den Einsatz als Lehr- und 
Lernmittel ist der weitestgehende Verzicht auf die Neu- oder Ersatzanschaffung von 
klassischen PC’s zugunsten von mobil einsetzbaren Geräten (vorzugsweise Tablets). 
Nur für pädagogisch begründete Spezialanwendungen (z.B. an Berufskollegs) werden 
noch PC’s als Standard gepflegt.

5. In Zusammenarbeit mit den Schulen soll ein IT-Fortbildungskonzept erarbeitet werden. 
Damit sollen mit Hilfe von Best-Practice-Modellen anderer Schulen die 
unterschiedlichen Einsatzmöglichkeiten im Unterricht entwickelt werden.

6. Die Verwaltung wird beauftragt, die rechtlichen Voraussetzungen für eine Verwendung 
schülereigener Geräte (BYOD) im Unterricht zu prüfen. Dazu gehört auch die Prüfung 
von Finanzierungsmodellen zur Unterstützung der privaten Anschaffung.
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1 Begründung
2
3 Die Begründung erfolgt mündlich.
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